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Sachgebiet 8 


Bonn, den 20. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Betriebshelferdienst in der Landwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Früh, Susset, Ber- 
berich, Adorno, Dr, Jenninger, Niegel, Dr. Stark (Nür- 
tingen), Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Miltner, Frau 
Griesinger, Dr. Wörner und Genossen 
- Drucksache VI/2877 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt; 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß der Ausbau 
des Betriebshilfsdienstes für die Landwirtschaft im Hinblick auf 
die Fortentwicklung und Existenzsicherung der Familien- 
betriebe unerläßlich ist? 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß die landwirt- 
schaftlichen Betriebshilfsdienste ausgebaut werden müssen. Die- 
ser Ausbau ist nicht nur erforderlich, um die Existenz des land- 
wirtschaftlichen Betriebes bei Ausfall der Arbeitskraft des Be- 
triebsleiters wegen Krankheit, Unfall oder Tod zu sichern; neben 
diesen sozialversicherungsrechtlichen Einsatztatbeständen soll- 
ten die Betriebshilfsdienste der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung Fortbildung, Teilnahme am öffentlichen Leben und Er- 
holung ermöglichen, um die Arbeitsbedingungen in der Land- 
wirtschaft an die Verhältnisse in anderen Wirtschaftszweigen 
anzugleichen. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die verschie- 
denen Trägerorganisationen für den Betriebshilfsdienst zu un- 
terstützen, damit diese den dringendsten personellen Anforde- 
rungen nachkommen können? 

Die Betriebshilfsdienste werden mit Rücksicht auf die Zuständig- 
keit der Länder und die unterschiedlichen Auffassungen der Län- 
der über Art und Ziele der Förderung der Betriebshilfsdienste 
nicht unmittelbar durch den Bund gefördert. Eine mittelbare 
Förderung durch den Bund besteht seit Jahren dadurch, daß den 
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Betriebshilfsdiensten die Einsatzkosten von den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften und Alterskassen voll erstattet 
werden, wenn der Betriebshelfereinsatz wegen Rehabilitations- 
maßnahmen, Krankheit, Unfall oder Tod erforderlich ist. Da die 
Zahl der Betriebshelfer noch nicht ausreicht, um jeden Einsatz- 
wunsch zu befriedigen, und die sozialversicherungsrechtlichen 
Einsatztatbestände vorrangig erfüllt werden, kann heute prak- 
tisch jeder Einsatzfall bei den landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherungsträgern refinanziert werden. Die Länder fördern in 
der Regel den Aufbau von Betriebshilfsdiensten und zum Teil 
auch den Einsatz von Betriebshelfern für andere als sozialrecht- 
liche Zwecke durch Zuschüsse. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Betriebshelfereinsätze 
nach der Statistik der Trägerorganisationen in Baden-Württem- 
berg sich zu 25 ®/o auf Todesfälle, zu 25 Vo auf schwere Betriebs- 
unfälle und zu 40 Vo auf Krankheitsfälle und zu 10 Vo auf 
Kuren, Weiterbildung und Urlaub beziehen? 


Die Statistik der Trägerorganisationen in Baden-Württemberg 
war bisher nicht bekannt. Sie deckt sich jedoch mit den Erfah- 
rungen anderer Bundesländer, die ebenfalls erkennen lassen, 
daß Betriebshelfer ln der Hauptsache bei sozialversicherungs- 
rechtlichen Tatbeständen eingesetzt werden. 


4. Hält die Bundesregierung auch nach Darlegung dieser Tat- 
bestände an ihrer Auffassung fest, daß der Betriebshelfer ein 
Lebensberuf sei, der ohne besondere Risiken und Erschwernisse 
auf Dauer ausgeübt werden kann (siehe Stenographische Be- 
richte des Deutschen Bundestages der 69. Sitzung vom 7. Okto- 
ber 1970 und 80. Sitzung vom 13. November 1970)? 

Die Bundesregierung ist in dieser Auffassung durch Erfahrun- 
gen bestärkt worden, die kürzlich seitens der Betriebshilfs- 
dienste in Westfalen-Lippe und Schleswig-Holstein mitgeteilt 
wurden. Hiernach kann davon ausgegangen werden, daß Be- 
triebshelfer ihren Beruf solange ausüben können, wie Alter und 
Gesundheitszustand allgemein die Ausübung des Landwirts- 
berufs zulassen. Voraussetzung ist allerdings, daß der Einsatz- 
bereich eines Betriebshelfers in der Regel die tägliche Heimfahrt 
zuläßt. In fortgeschrittenem Alter sollte eine Betriebshelfer- 
tätigkeit jedoch nicht mehr aufgenommen werden. 


5. Welche Ergebnisse haben die Verhandlungen mit dem Deut- 
schen Bauernverband, die Herr Staatssekretär Berkhan (siehe 
Stenographischer Bericht des Deutschen Bundestages der 80. Sit- 
zung vom 13. November 1970) angekündigt hat, gezeigt? 

In der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 7. Oktober 
1970 (siehe Protokoll der 69. Sitzung, Seite 3793/94) hatte der 
Parlamentarische Staatssekretär, Herr Berkhan, auf eine Zusatz- 
frage des Abgeordneten Dr. Jenninger geantwortet, er wolle 
sich unter Mithilfe der zuständigen Verbände der Landwirt- 
schaft um die Feststellung bemühen, wieviel UK-Stellungen für 
landwirtschaftliche Betriebshelfer in den letzten Jahren geneh- 
migt worden sind. 
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Auf diese Zusage hat sich Herr Staatssekretär Berkhan in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 13. November 1970 
(siehe Protokoll der 80. Sitzung, Seite 4479) bei der Beantwor- 
tung einer Zusatzfrage des Abgeordneten Gallus bezogen. 

Mit Schreiben vom 16. November 1971 wurde dem Abgeordneten 
Dr. Jenninger das Ergebnis der Ermittlungen mitgeteilt. Dieses 
Schreiben hat folgenden Wortlaut: 

„In Ergänzung meines Schreibens vom 12. November 1970 teile 
ich Ihnen mit, daß mir das Ergebnis der vom Deutschen Bauern- 
verband e.V. in Bad Godesberg zu der Unabkömmlichstellung 
landwirtschaftlicher Betriebshelfer angestellten Ermittlungen 
nunmehr vorliegt. 

Danach sind im Zuständigkeitsbereich des Bauernverbandes 
Württemberg-Baden e.V. von 40 hauptberuflichen Betriebshel- 
fern 10 Betriebshelfer einmal, ein Betriebshelfer zweimal unab- 
kömmlich gestellt worden. Nur in einem Fall wurde die Unab- 
kömmlichstellung eines landwirtschaftlichen Betriebshelfers ab- 
gelehnt. 

Im Zuständigkeitsbereich des Bayerischen Bauernverbandes 
haben die Wehrersatzbehörden 10 von 11 Vorschlägen auf 
UK-Stellung von Betriebshelfern entsprochen. 

Beim Rheinischen Landwirtschaftsverband e.V. wurden bisher 
vier Unabkömmlichstellungen ausgesprochen; zwei Betriebs- 
helfer sind jedoch inzwischen ausgeschieden, weil sie eigene 
landwirtschaftliche Betriebe führen. 

Die übrigen Landesbauernverbände haben kein einschlägiges 
Zahlenmaterial vorgelegt, sondern darauf hingewiesen, daß in 
ihren Bereichen bisher keine Unabkömmlichstellungen notwen- 
dig gewesen seien. In keinem Fall hat auch ein Verband darüber 
Klage geführt, daß bei der Durchführung der UK- Verfahren für 
landwirtschaftliche Betriebshelfer die Belange der Landwirt- 
schaft nicht berücksichtigt worden sind. 

Ich kann damit diesen Vorgang als erledigt betrachten." 


6. Sieht die Bundesregierung auf Grund der erwiesenen Besonder- 
heiten und Erschwernisse des Betriebshilfsdienstes, unvorher- 
gesehene und unabwendbare Existenzgefährdungen der Fami- 
lienbetriebe vorübergehend abzufangen, keine Möglichkeiten, 
Wehrdienstbefreiungen (gemäß BGBL Nr. 104 vom 3. Oktober 
1969, Wehrpflichtgesetz n. F., § 13a) für Betriebshelfer, die sich 
verpflichten, mindestens fünf Jahre diesen doch vorrangig 
sozialen Dienst zu tun, auszusprechen? 


Zu dieser Frage hat sich die Bundesregierung bereits in den 
unter Nummer 5 zitierten beiden Fragestunden ausführlich ge- 
äußert; ihre Auffassung hierzu hat sich inzwischen nicht geän- 
dert. Die Sachlage erfährt auch keine andere Beurteilung da- 
durch, daß nunmehr davon ausgegangen wird, daß sich die Be- 
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triebshelf er nicht nur „für eine gewisse Zeit" bzw. „für minde- 
stens drei Jahre", sondern „für mindestens fünf Jahre" zu einer 
entsprechenden Tätigkeit verpflichten wollen. 


7. Sieht die Bundesregierung verneinendenfalls eine Möglichkeit, 
im Einsatz stehende Betriebshelfer nach Ableistung der Grund- 
ausbildung wieder für den Betriebshilfsdienst freizustellen, falls 
sie sich insgesamt für einen mindestens dreijährigen Betriebs- 
hilfsdienst verpflichten? 

Eine generelle vorzeitige Entlassung von Betriebshelfern aus 
dem Grundwehrdienst nach Abschluß der Grundausbildung 
kommt aus den gleichen Gründen, mit denen die Freistellung 
vom Wehrdienst abgelehnt werden muß, nicht in Betracht. Sie 
ist nur im Einzelfall möglich, wenn der Betriebshelfer nach Auf- 
nahme des Wehrdienstes unabkömmlich gestellt wird (§ 29 
Abs. 1 Nr. BWPflG.). 


8. Welche Regelung sieht die Bundesregierung für den Betriebs- 
hilfsdienst auch im Hinblick auf die derzeitigen Trägerorgani- 
sationen bei der bevorstehenden Verabschiedung der gesetz- 
lichen Krankenversicherung für Landwirte vor? 

Nach §§ 27 ff. des Regierungsentwurfs eines Gesetzes zur Wei- 
terentwicklung des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte - KVLG) 
- Bundesratsdrucksache 560/71 - werden die künftigen land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen ihren Versicherten Betriebs- 
und Haushaltshilfe in schweren Krankheitsfällen zu gewähren 
haben. Der Anspruch auf Betriebs- und Haushaltshilfe soll durch 
Betriebshelfer, die bei den landwirtschaftlichen Krankenkassen 
angestellt sind oder durch Betriebshelfer anderer Organisatio- 
nen erfüllt werden, denen die Landwirtschaftliche Kranken- 
kasse die Einsatzkosten zu erstatten hat (§ 69 des Entwurfs 
KVLG). Grundsätzlich entspricht diese Regelung der derzeitigen 
Praxis der landwirtschaftlichen Alterskassen und Berufsgenos- 
senschaften. Für die Betriebshilfsdienste ergibt sich eine stei- 
gende Nachfrage nach Betriebshelfern. Die Zahl der Einsätze 
mit Refinanzierungsmöglichkeit wird steigen. Im übrigen schlägt 
auch die Fraktion der CDU/CSU diese Regelung in ihrem Ent- 
wurf vom 9. Dezember 1971 (Drucksache VI/2937) vor. 


Josef Ertl 



